
Aktenzeichen:

1115.BY-1291/55.
I m N a m e n d e 8 V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers9

\

gegen

0 0 D 0 O 0 O 0 0 o o o o n 0 0 o o 0 o o o o o o

Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs„ 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes am 290 Oktober 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landeseozialgerichts

vom 5° September 1956 wird aufgehoben„ Die Sache

wird.zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwieseno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem Schluß—

urteil vorbehalten„
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Der Kläger wurde am 290 August 1943 zum Wehrdienst eingezogen,

vom 250 September 1943 bis 80 Mai 1945 war er bei der Wehrmacht

in Strafhaft° Er beantragte am 170 Januar 1949 wegen "Lungen—

Tbc9 Ermüdungserscheinungen, Aortenanomalic" als Folgen der

Strafhaft Rente nach dem (Hessischen) Körperbeschädigten-Lei—

stungsgesetz (KBLG) vom 80 April 1947 (GVOBl° für das Land
Hessen? 1947, So 19 ffo)„ Die Landesversieherungsanstalt Hessen

lehnte den Antrag zunächst durch Bescheid vom 27° April 1949

ab‚ weil die Schädigungen nicht durch militärischen Dienst ver—

ursacht seien° Auf die Berufung des Klägers hob das Oberver—

sicherungsamt Wiesbaden durch Urteil vom 27„ August 1951 die—

sen Bescheid auf; das Urteil wurde rechtskräftig° Durch Bescheid

vom 270 März 1953 gewährte das Versorgungsamt Frankfurt/Main

dem Kläger wegen "doppelseitiger Lungen—Tbc" Rente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 30 V„H„ nach dem KBLG

vom 10 Februar 1947 an und durch einen weiteren Bescheid vom

gleichen Tage — Umanerkennung — nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG) vom 10 Oktober 1950 an; über die anderen Leiden, die der

Kläger geltend gemacht hatte, sagten beide Bescheide nichtso

Der Kläger legte am 14° April 1953 beim Oberversicherungsamt

Wiesbaden Berufung ein; er beantragte, auch die Aortenanomalie

als Schädigungsfolge anzuerkennen und Rente nach einer MdEo

um 60 VCH; zu gewähren„ Das Landesversorgungsamt Hessen bean—

tragte‚ dieses Verfahren auszusetzen; es sei dem Kläger wegen

der "Aortenanomälie" noch ein Bescheid zu erteilen° Am 180 Sep—
tember 1953 teilte das Versorgungsamt dem Kläger durch "Be—

scheid nach 5162 BVG" unter'Bezug auf die Ausführungen in der
Berufungsschriit mit, es bestehe bei ihm keine Aortenanomalie;

der Kläger leide an einer "Reizleitungs— bzw° Reizbildungsstö-

rung des Herzens ohne Leistungsminderung"; Ursache dieses Lei—

dens sei wahrscheinlich eine chronische Mandelentzündung, die

nicht Folge einer Schädigung im Sinne von @ 1 BVG sei° Der Klä—
ger wandte sich auch gegen diesen Bescheid. Mit dem Inkrafttre-
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ten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ging das Berufungsver—

fahren als Klage auf das Sozialgericht (SGO) Frankfurt übera

Durch Urteil vom 10 April 1955 wies das SG„ die Klage abo

Der Kläger legte Berufung ein; das Landessozialgericht (LSG„)

Darmstadt wies die Berufung durch Urteil vom 50 September

19569 das ohne mündliche Verhandlung erging, zurüeko Der Be—

scheid vom 180 September 1953 ist im Tatbestand des Urteils

des LSGQ in vollem Umfang wiedergegeben; in den Gründen wird

ausgeführt, das Lungenleiden sei mit einer MdB° von 30 v„H°

richtig bewertet, eine Aortenanomalie liege nicht vor, das

kombinierte Mitralvitium sei nach der Ansicht der ärztlichen

Sachverständigen keine Folge des Wehrdienstes; soweit der

Kläger beantragt habe‚ auch dieses Mitralvitium und eine

chronische Kandeléntzündung als Schädigungsfolge anzuerken—

nen, habe bisher der Beklagte noch keinen Verwaltungsekt er—

lassen; deshalb fehle ein Rechtsschutzbedürfnis des Klägers;

der Beklagte werde für diese beiden Leiden noch einen Bescheid

erlassen; bei dieser Sach— und Rechtslage seien die Bescheide

vom 27„ März 1953 und vom 18„ September 1953 nicht zu beanstan—

dena Das Urteil wurde dem Kläger am 140 September 1956 gegen

Postanstellungsurkunde zugestellto

Am 240 September 1956 beantragte der Kläger beim Bundessozial—

gericht (BSGO) das Armenrecht; das Armcnrechtszeugnis ging am

290 September 1956 beim BSG„ ein„ Mit Beschluß vom 90 November

1956 — dem Kläger zugestellt am 150 November 1956 — bewilligte
das BSGO das Armenrecht und ordnete dem Kläger Rechtsanwalt

Iscle als Vertreter bei° Dieser beantragte am 10„ Dezember

1956 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und legte Revision

ein; er beantragte mit der Revision,

das Urteil des LSG—°abzuändern und 4 entsprechend den im

Berufungsverfahren gestellten Anträgen - wegen der doppel—

seitigen Lungen—The Rente nach einer MdB„ von 70 V.H„ zu

gewähren(

die Aortenanomalie und — als Folge der Aortenanomalie und

der Lungen—The — das kombinierte Hitralvitium mit Unaus—

gegliehenheit des Kreislaufes
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sowie "aus Präventivgründen" die chronische Mandelent—

zündung als mittelbare Folge der Lungen—The anzuerkenneno

Hilfsweise beantragte er9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Landessozialgericht zurückzuvorweisenc

Am 100 Januar 1957 begründete der Kläger die Revision: Das
LSG° habe zu Unrecht nicht darüber entschieden, ob die chro—

nische Handelentzündung Schädigungefolge sei, weil nach sei—

ner Meinung der Beklagte insoweit noch keinen Verwaltungsakt

erlassen habe und es deshalb an einem Rechtsschutzbedürfnis

fehle; das LSGo habe dabei verkannt, daß schon in dem Bescheid

vom 180 September 1955 der Antrag des Klägers, auch die Man—

delentzündung als Schädigungsfolge anzuerkennen, abgelehnt wor—

den sei, der Kläger habe sich ausdrücklich auch gegen diesen

Bescheid gewandt; das LSG-° habe, wenn es über diesen Antrag

nicht entschieden habe, gegen 5 123 SGG verstoßen° Das LSG°
habe aber auch die Beweiswürdigungsregeln verletzt und damit

gegen 5 128 SGG verstoßen; es habe festgestellt, daß nach dem

Gutachten der IIo Medizinischen Universitätsklinik Frankfurt

eine Aortenanomalie nicht vorliege, obwohl dieses Gutachten

höchst unvollständig sei, weder die Gutachter noch das LSG°

hätten sich mit den Befunden der Ärzte, die zu anderen Ergeb—

nissen gekommen seien, auseinandergesetzt, insbesondere sei

nicht geprüft werden, ob die chronische Mandelentzündung Schä—

digungsfolge sei„ Das LSG° habe aber auch gegen 5 103 SGGver—
stoßen; es habe nicht geprüft, ob die chronische Mandelent—

zündung nicht die Ursache der Herzbeschwerden des Klägers -
welcher Art sie auch sein mögen — sei und es habe weiter nicht

aufgeklärt, ob der Grad der MdB, für die Lungen—The, der schon

im Jahre 1948 mit 30 voH° bewertet werden sei, wegen des von

den Ärzten g£@$g£ festgestellten Fortsehrcitens des Prozes—

ses an der Lunge höher zu bewerten sei° Wegen dieser Verfah—

rensmängel sei die Revision nach @ 162 Abs, 1 Nr, 2 SGG statt—

haft, Sie sei aber auch nach 5 162 Abs:? 1 Nr, 3 SGG statthaft;

das LSGO habe bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammen—

hangs das Gesetz verletzt, es habe über die Frage, ob die
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Herzbeschwerden des Klägers Schädigungsfolgen seien, nicht

entscheiden dürfen, bevor die Vorfrage entschieden worden sei,

ob diese Schädigungsfolgen nicht eine Folge der chronischen

Mandelentzündung und ob diese Mandelentzündung nicht Schädi-

’ gungsfolge seia Die Revision sei auch begründet9 das LSG°

habe infolge der Mängel seines Verfahrens gegen @ 1 Abso 3

BVG verstoßen; es habe verkannt, daß es wahrscheinlich sei,

daß die Lungen—Tbc und die anderen gesundheitlichen Schäden

des Klägers eine Folge der jahrelangen Strafhaft des Klägers

seien; auch diese Strafhaft sei aber nach dem rechtskräftigen

Urteil des Oberversicherungsamts Wiesbaden als Schädigung

durch militärischen Dienst im Sinne von 9 1 BVG anzuseheno

Der Beklagte trat dem Hilfsantrag des Klägers nicht entgegen,

er war der Meinung, der Kläger habe mit Recht gerügt, das LSG°

habe nicht über alle Ansprüche des Klägers entschieden°

Beide Beteiligte beantragten, ohne mündliche Verhandlung zu

entscheidenn

II

Die Voraussetzung für die Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung — Einverständnis der Beteiligten (@@124 Abso'2,

153, 165 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) — ist gegeben,

10 Die Revision ist zulässigo

a) Die Revision ist in gehöriger Form und Frist eingelegt

und begründet worden, Das Urteil des LSG„ vom 50 Sep—

tember 1956 ist dem Kläger mit vollständiger und rich—

tiger Rechtsmittelbelehrung am 14° September 1956 zu—
gestellt werdeno Die Revisionsfrist hat daher am 150

September 1956 begonnen und sie hat — der 140 Oktober
1956 fiel auf einen Sonntag — am 15° Oktober 1956 ge—

endet; die Frist für die Revisionsbcgründung hat einen

weiteren Monat betragen‘(@ 164 Abs„ 1 Satz 1 SGG)° Die
Revisionsschrift ist am 10° Bezember 1956 beim BSG,
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eingegangen, die Revisionsfrist ist sonach nicht ein-
gehalten worden° Der Kläger ist jedoch ohne sein Ver—.

schulden verhindert gewesen, diese Frist einzuhalteno

Der Beschluß des BSG° vom 9° November 1956, mit dem dem

Kläger für das Verfahren vor dem BSGO das Armenrecht

bewilligt und Rechtsanwalt Imxxx als Prozeßbevollmäch—

tigter beigeordnet worden ist, ist dem Kläger am 150

November 1956 zugestellt werden; mit dem folgenden Tag

beginnt die Monetsfrist, binnen der die versäumte Pro—

zeßhandlung nachzuholsn ist (55 67 Abs„ 2 Satz 3, 64

Abs° 1 SGG); denn an diesem Tage ist das Hindernis, das

in der Armut des Klägers gelegen ist, weggefallen° Der

Kläger hat durch seinen Prozeßbevollmächtigten am 10,

Dezember 1956, sonach rechtzeitig, Wiedereinsetzung be—

antragt; er hat auch gleichzeitig die versäumte Rechts—

handlung, nämlich die Revision, in gehöriger Form nach—

geholt° Es ist ihm daher wegen Versäumung der Revisions—

frist Wiedereinsetzung zu gewähren (@ 67 Abs° 1 SGG)„

Die Wiedereinsetzung besteht nicht in der erneuten Er—

öffnung der Frist, sondern in der Feststellung, daß die
nachgeholte Prozeßhandlung noch als fristgerecht bewirkt

zu 593333 hat (Stein—Jonas—Schönke,zro, +e„ Auflo, Anm„
I 3 bei @253; Wieczorek, ZPO, 195? Anm„ B II a 2 bei
$ 554; Rosenberg, 2„ Auflo‚ @77 II 4 s„ 344)° Im Falle
der Versäumung der Revisionsfrist wird also der Revi—

sionskläger mit der Wiedereinsetzung so gestellt, als ob

er die Revision noch am letzten Tage der normalen Re—

visionsfrist eingelegt hätte° Da die Revision nach 5 164

Abs, 1 Satz 1 SGG "binnen eines weiteren Monats" zu be-

gründen ist, muß dem Kläger auch in Fällen der vorliegen—
den Art für die Revisionsbegründung noch ein Monat zur

Verfügung stehen; er darf insoweit nicht schlechter ge—

stellt sein als der Kläger, der nicht verhindert gewesen
ist, die Revisionsfrist einzuhalten; nur diese Auffassung

wird einerseits dem Sinn der Wiedereinsctzung in den vo—

rigen Stand, andererseits dem Umstand gerecht, daß die

Revision grundsätzlich aus zwei Teilen besteht, der Revi—
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sionseinlegung und der Revisionsbegründung, und daß für

beide besondere Fristen laufen (vglo Beschluß des Großen

Senats des BVerwG vom 50701957, DVBlo 1957 S„ 644 : NJW„

1957 Sa 1571 : BVerWGR 5, 178)0 Dem Revisionskläger ist

deshalb 3993 gegenüber der Versäumung der Frist für die

Begründung der Revision Wiedereinsetzung zu bewilligen,

wenn die Begründung innerhalb eines Monats nach Einle—

gung der Revision beim BSG° eingegangen isto Im vorlie—

genden Fall gilt deshalb nicht nur die Frist für die Ein—

legung der Revision‚ sondern auch die Frist für die Be—

gründung der Revision nggh als gewahrt; die Revisionsbe—

gründung ist am 100 Januar 1957, also innerhalb eines Mo—

nats nach Einlegung der Revision, beim BSGo eingegangen()

Die Revision ist auch statthaft; der Kläger hat zu Recht

gerügt9 das Urteil des LSG„ leide an Mängeln des Verfah—

rens (@ 162 Abs° Nro 2 SGG)@

Der Kläger hat wegen der Gesundheitsschäden, die nach sei—

ner Heinung auf die Strafhaft zurückzuführen sind, Ver—

sorgung beantragt; er hat diese "Heftsehäden" zunächst

mit "Lungen—The? Ermüdungserscheinungen, Aortenanomelie"
bezeichnete Der Beklagte hat durch die Bescheide vom 270

März 1953 die "doppelseitige Lungen—The" als Schädigunge—

folge anerkannt und Rente wegen einer HdEo von 30 v„Ho

bewilligto Es kann dehingestellt bleiben, ob nicht schon

durch diese Bescheide darüber entschieden gewesen ist,

daß sonstige gesundheitliche Folgen der Haft nicht vor—
liegen; es kann auch dahingestellt bleiben, ob der An—

trag eines Versorgung Begehrenden nicht in der Regel da—

hin zu verstehen ist‚ die Versorgungsbehörde möge fest—

stellen? Welche Sehädigungsfolgen bei ihm vorliegen und

ihm wegen dieser festzustellenden Schädigungsfolgen Ren—

te gewähreno Es kommt im vorliegenden Falle weiter auch

nicht darauf an? ob es sich bei diesem Begehren um einen-

einheitlichen Versorgungsenspruch handelt oder um mehrere

Ansprüche‚ von denen der eine auf irteilung eines Be—

scheids über die Gewährung von Rente9 der andere auf
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Feststellung der Schädigungsfolgen gerichtet ist (vgl,

hierzu auch Tietgen, DVBl, 1958 S, 471; Ule, Zeitschrift

für Beamtenrecht, 1958 S° 209)° Das Klagebegehren er—
streckt sich jedenfalls hier nicht nur auf das Gewähren

einer höheren Rente wegen der anerkannten Lungen—Tbc,

_sondern auch auf die Anerkennung der Herzstörungen als

Schädigungsfolgeo Der Beklagte hat durch den Bescheid

vom 18° September 1953 — unbeschadet der Tatsache, daß

der Kläger auch diesen Bescheid rechtzeitig angefochten

hat (vglo @ 1608 Abs° 1 EVO) - ausdrücklich entschieden,

daß eine Aortenanomalie nicht vorliege, daß die Reizlei-

tungs— und Reizbildungsstörungen des Herzens wahrschein—

lich Folge einer chronischen Mandelentzündung gewesen

seien, daß aber diese Mandelentzündung nicht Folge des

Wehrdienstes sei, Der Beklagte hat damit nicht nur die

chronische Handelentzündung nicht als Schädigungsfolge

anerkannt, aus dem Bescheid vom 18° September 1955 er—
gibt sich vielmehr — was das LSG, verkannt hat — ein—

deutig, daß er damit die Störungen am Herzen, die nach

diesem Bescheid wahrscheinlich Folge der chronischen Man—

dGlentzündung sind, ebenfalls nicht als Schädigungsfolge

anerkannt hat° Es kommt bei der Entscheidung darüber, ob

die Revision statthaft ist, nicht darauf an, welcher Art

diese Herzstörungen sind, ob es sich —wie der Kläger
behauptet — um_Auswirkungen einer nach seiner Meinung

‘ durch den Wehrdienst bedingten Aortenanomalie oder um

Folgen des kombinierten Hitralvitiuma bZW„ um Heizlei—

tungs— oder Reizbildungsstörungen des Herzens handelt,

Jedenfalls hat das LSGO, obwohl es im "Tatbestand" des

Urteils den Bescheid vom 180 September 1953 in seinem

vollen Wortlaut aufgeführt hat, in den "Entscheidungs—

gründen" ausgeführt, ein Verdaltungsakt des Beklagten,

in dem über die Anerkennung des Mitralvitiums und der

chronischen Handelentzündung entschieden werde, liege

noch nicht vor, der Beklagte werde hierüber noch_einen
Bescheid erteilen, "insoweit" fehle es an einem Rechts—

schutzbedürfnis des Klägers° Das LSGo hat also erkennbar
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über das Klagebegehren, soweit es auf die Anerkennung

‚der chronischen Mandelentzündung_gnd des möglicherweise

auf ihr beruhenden Mitralvitiums gerichtet war, nicht

entscheiden ggllgn, obwohl auch das SG, in dem Urteil

vom 1„ April 1955 hierüber bereits entschieden gehabt

hat„ Das LSGO hat damit den Streitfall nicht in glei—

chen Umfang geprüft wie das SG°_(© 157 SGG), und es hat

nur über einen Teil des Klagebegehrens entschieden

(5 123 SGG)„ Dem steht nicht entgegen, daß in den Ent—
scheidungsgründen‚ wiederum im Widerspruch zu den eige—

nen Darlegungen des LSGO, ausgeführt ist, gugh der Be—

scheid vom 180 September 1953 — den das LSG° gar nicht

gewürdigt hat und bezüglich der Mendelentzündung und

des Mitralvitiums nicht würdigen wollte — sei nicht zu

beenstanden° Das Urteil des LSGu leidet jedenfalls—

schon deshalb, weil das LSG, gegen die 55 123, 157 SGG

verstoßen hat, an einem Mangel des Verfahrens° Der Klä—

ger hat diesen Mangel auch gerügt° Da die Revision so-

nach gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr, 3 SGG statthaft ist, bedarf

es keiner weiteren Prüfung, ob sie auch nach @ 162 Abso1

Nr; _3_sec statthaft wäre„

20 Die Revision ist auch begründet, das Urteil des LSG° be—

ruht auf diesem Verfahrensmangel (@ 162 Abs, 2 SGG)° Das
LSG, hätte, wenn es richtig verfahren wäre, auch darüber

entscheiden müssen, ob beim Kläger eine chronische Mandel—

entzündung vorliegt, ob diese Mandelentzündung, wenn sie

vorliegt, eine Sehüdigungsfolge ist, ob es wahrscheinlich

ist, daß sie zu Herzbeschwerden oder zu einem Herzleiden

geführt hat und ob der Kläger, wenn weitere Schädigunge—

folgen festzustellen wären, eine höhere Rente zu beanspru-

chen hat() Das LSG° hat, wenn es die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG, von 1° April 1955 zurückgewiesen

hat, die Bescheide vom 270 März 1953 und vom 18" September
‚1955 nicht als rechtswidrig angesehen° Insoweit ist aber

der Rechtsstreit nicht entsCheidungsreif gewesen° Das Ur—

teil des LSGo ist deshalb eui‘zuheben° Der Senat hat in der

Sache nicht selbst entscheiden können; des LSG° hat bezüg—
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lich des ursächlichen Zusammenhanges der Herzbesehwerden

mit dem Wehrdienst und damit auch mit der Haft (vgl„ hierzu
auch BSG° 3‚ 131) jedenfalls insoweit, als sie nicht auf

eine Aortenanomalie, sondern auf andere Ursachen zurückzu—

führen wären9 keine ausreichenden Feststellungen und bezüg—

lich der chroni$chen Mandelentzündung überhaupt keine tat—

sächlichen FestStellungen getroffen° Die Sache ist daher an

das LSG° zurückzuverweisen (@ 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„

Das LSG„ wird bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung‘

auch zu prüfen haben, ob es nicht die Akten oder doch weitere

Auskünfte des Stadtgesundheitsamts Frankfurt (vglo dessen_

Schreiben vom 220701952, Bl„ 20 der Versorgungsakten) wird

beiziehen müssen9 ob ausreichende Unterlagen über den dgrgei—

tigen Stand des Lungenleidens vorliegen und ob das Gutachten

der IIO‚Medizinischen Universitätsklinik Frankfurt vom 180

Januar 1955 nicht deshalb noch der Ergänzung bedarf, weil
darin nicht auf die Frage eingegangen ist, ob der von den

Gutachtern festgestellte Herzklappenfehler etwa die Folge

einer chronischen Mandelentzündung ist„
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